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Der Vorsitzende, Abg. Kalinka, erdffnet die Sitzung um 14:00 Uhr und stellt die Beschlussfa-

higkeit des Ausschusses fest. Die Tagesordnung wird in der vorstehenden Fassung gebilligt.

1. Bericht der Landesregierung zum aktuellen Sachstand zum
Coronavirus

a) Situation von Schlachthofmitarbeitern

b) allgemeine Entwicklung

Minister Dr. Garg legt zu den aktuellen Zahlen dar, dass es zum Vortag einen Zuwachs um elf
labordiagnostisch bestatigte Infektionen gebe, insgesamt seien seit Ausbruch der Pandemie
in Schleswig-Holstein 2.982 Menschen positiv getestet worden, 2.500 dieser Personen galten
nach RKI-Schatzung als geheilt. Derzeit befanden sich insgesamt 43 Personen in stationérer
Behandlung, 125 Personen seien im Zusammenhang mit COVID-19 verstorben. Die Letali-
tatsrate liege bei 4,2 % und damit leicht unter dem Bundesdurchschnitt. Die Kapazitat der
Intensivbetten mit invasiver Beatmungsmaglichkeit habe sich zum letzten Bericht kaum veran-
dert: Es gebe 953 Betten, von denen 454 frei seien, was einer freien Bettenkapazitat von
47,6 % entspreche. Dazu komme eine Reserve von 102 Betten, von denen 94 frei seien, was
einer Quote von 92,2 % entspreche. Zusatzlich gebe es 235 Dialyseplatze, von denen 179,

also 76,2 %, frei seien.

Zur Situation in GrofRschlachthéfen fuhrt Minister Dr. Garg aus, dass im Kreis Steinburg die
beiden ersten Indexfalle auf dem Kasernengelande in Kellinghusen am Donnerstag, dem
30. April 2020, bekannt geworden seien. Aufgrund der Situation der Schlachthofmitarbeiterin-
nen und -mitarbeiter mit gemeinsamer Unterbringung und gemeinsamen Fahrten per Schlacht-
hofbus zur Arbeit hatten zahlreiche enge Kontakte bestanden, sodass eine Abgrenzung der
Kontakte kaum bis gar nicht moglich gewesen sei. Bereits bei Feststellen der ersten Infektio-

nen habe von einer weiteren Verbreitung ausgegangen werden mussen.

Die Wohnsituation auf dem Kasernengeléande stelle sich wie folgt dar: Die Personen verteilten
sich auf dem Kasernengelande auf drei Gebaude, ein ehemaliges Wachgebaude mit sieben
Personen und zwei Kasernenblocks mit den dbrigen Personen. In den zweistockigen Kaser-
nengebauden befanden sich auf jeder Etage Flure mit Stuben sowie Sanitar- und Kiichenbe-
reiche, die gemeinschaftlich genutzt wirden. Die Entscheidung, dass eine Kohortenbildung

nicht sinnvoll umzusetzen sei, sei durch das Gesundheitsamt des Kreises Steinburg getroffen
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worden, weil eine gemeinschaftliche Nutzung der Sanitér- und Kiichenbereiche und die Ein-
trage des Virus in alle drei Bereiche gleichzeitig vorgelegen habe. Die Gebdude seien als so-
genannte epidemiologische Einheit gewertet worden. Die positiv getesteten Mitarbeiter beféan-
den sich in Isolierung, die Verdachtsfélle in Quaranténe. Die Isolierung und Quaranténe fir
positiv getestete Schlachthofmitarbeiter dauere 14 Tage. Sie blieben fur die Dauer der Erkran-
kung in Isolierung. Voraussetzung fur eine Beendigung der Isolierung sei das Vorliegen eines
negativen Testergebnisses und eine 48-stiindige vollige Symptomfreiheit. Die Beendigung der
Quarantane fur ansteckungsverdachtige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aufgrund der Expo-
sition am Arbeitsplatz oder der Unterbringung blieben firr die Dauer der Inkubationszeit fiir
14 Tage in Quarantane. Voraussetzung fir die Beendigung der Quarantane sei, dass keine
Symptome entwickelt wiirden und kein positives PCR-Testergebnis vorliege. Kriterien zur Ent-
lassung aus der Isolierung fiir unterschiedliche Bereiche seien identisch mit den Kriterien, die
beim Entlassmanagement des Robert Koch Instituts (RKI) Anwendung fanden. Besondere
weitergehende Bedingungen fir das Entlassmanagement gélten fur Pflegeeinrichtungen we-
gen der dort lebenden vulnerablen Gruppen. Zur Frage der infektionshygienischen Uberwa-
chung der Unterkiinfte komme nur 8§ 36 Absatz 1 Nummer 5 Infektionsschutzgesetz (IFSG)
infrage, da nur dieser, in dem auch Massenunterkiinfte genannt seien, einschlégig sein kénnte.
Eine Massenunterkunft sei ein Wohn- oder mindestens zu Ubernachtungszwecken dienender
Aufenthaltsort fur eine Vielzahl von Personen, deren Mdglichkeiten zur individuellen Abgren-
zung eingeschrankt seien und die dadurch zwangslaufig vermehrt und enger in Kontakt zuei-
nander traten. Die Kriterien flr das Vorliegen einer Massenunterkunft nach § 36 Absatz 1
Nummer 5 Infektionsschutzgesetz seien nach der vorgetragenen Unterbringungssituation
nicht erfillt, was ein Problem fiir die Staatliche Arbeitsschutzbehorde darstelle. Auf diese Re-
gelungsliicke ziele die Initiative in der Arbeits- und Sozialministerkonferenz ab. Diese ASMK-
Initiative werde durch die Bundesregierung jetzt umgesetzt, was er ausdricklich begriRe. Der
Bundesarbeitsminister sei von ihm angeschrieben worden, eine Kopie des Schreibens habe
der Sozialausschuss erhalten, aul3erdem habe er den Vorsitzenden der Arbeits- und Sozial-

ministerkonferenz entsprechend ebenfalls in Kenntnis gesetzt.

Aufgrund der Situation habe er - so setzt Minister Dr. Garg seine Ausfuihrungen fort - am 8. Mai
2020 veranlasst, sdmtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der sechs grof3en Schlachthofe,
die ein ahnliches Setting vermuten liel3en, zu testen. Die ergriffenen Malinahmen wirden nach
den Ublichen Eingriffsnormen des IFSG vorgenommen beziehungsweise hatten schon statt-
gefunden. Das betreffe die Untersuchung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in sechs
Schlacht- und Zerlegebetrieben in Schleswig-Holstein. Kurz nennt er die betroffenen Firmen

und die jeweiligen Fallzahlen. Die bisher erhaltenen Testergebnisse seien negativ, es stiinden
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jedoch auch teilweise bei einzelnen Mitarbeitern oder bei ganzen Firmen die Testergebnisse
aus. Die Staatliche Arbeitsschutzbehotrde (StAUK) habe am Vortag den Schlachthof der Firma
Vion Uberprift. Zu dem Versuch der Firma, dem Kreis mit einer Klage zu drohen, habe er
selbst sich sehr deutlich gedulRert, und zwar dahin gehend, dass man aus seiner Sicht von
den Firmenzentralen eher tber die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der
Mitarbeiter nachdenken solle als tiber Klagen, und er dariiber hinaus der Ansicht sei, dass der
Kreis Steinburg vollkommen richtig gehandelt habe, namlich einer schnellen Wiederaufnahme
des Betriebs nicht zuzustimmen, sondern die Erflllung bestimmter Voraussetzungen zu for-
dern. Klar sei auch, dass die StAUK diese Voraussetzungen Uberprifen werde. Am Vortag
habe die StAUK die Umsetzung der HygienemaRhahmen zum Schutz vor einer SARS-CoV-2-
Infektion geprift. Diese seien sowohl vom Schlachthofbetreiber als auch von den Werkver-
tragsunternehmern einzuhalten. Dazu gehore ein betriebliches MalRnahmenkonzept zum In-
fektionsschutz einschlief3lich des Hygienekonzeptes. Erst nach Prifung - gegebenenfalls erst
im Betrieb und dann in den Unterkinften - kdnne der Betrieb wiederaufgenommen werden.
Die Probleme mit Schlachtbetrieben seien zumindest zum Teil auch auf die Unterbringung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zurtickzufuihren. Die Wohnunterkiinfte der Beschéftigten wir-
den in der Regel von den Mitarbeitern unter besonders zu hinterfragenden Konstruktionen
privat angemietet. Deshalb habe der Arbeitsschutz rechtlich in diesem Fall keine Méglichkei-
ten, Kontrollen durchzufihren. Explizit Bestandteil der ASMK-Initiative sei, genau diese Rege-
lungsliicke zu schlieRen. Den Ankindigungen der Bundesregierung vom Vortag sowohl vom
Bundesarbeitsminister als auch der Bundeskanzlerin entnehme er, dass genau dieses Anlie-
gen Schleswig-Holsteins bericksichtigt werde. Wenn diese Form des Umgangs mit Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern verschwinden wiirde, ware das nicht nur erfreulich, sondern
auch ein Stick Wiederherstellung des fairen Wettbewerbs, denn es sei eine massive Wettbe-
werbsverzerrung zulasten der kleinen und mittelstandischen Unternehmen, die ihre Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer anstandig behandelten und entlohnten und im Zweifel auch an-
standig unterbrachten. Erfreulich sei, wenn es gelingen kénne, jetzt die bestehenden Rege-
lungsliicken zu schlieRen und den Arbeitsschutzbehérden eine Méglichkeit zu eréffnen, tatig

zu werden.

Herr Wendt, Landrat des Kreises Steinburg, weist einleitend darauf hin, dass es Irritationen
wegen einer Presseberichterstattung gegeben habe, dass die Kreisverwaltung nicht fir das
Unternehmen erreichbar gewesen sei. Auf Nachfrage in seiner Verwaltung hatten ihm seine
Mitarbeiter mitgeteilt, dass es einen Telefonanruf von einer Vion-Mitarbeiterin, der Tierérztin
Frau Dr. Hiller, gegeben habe, die in Bayern arbeite. Diese habe beim Kreisgesundheitsamt

den Vorschlag gemacht, dass die negativ getesteten Beschéftigen in ein Hotel umziehen und
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dann ihrer Arbeit nachgehen kénnten. Diesen Vorschlag habe man vonseiten des Kreises ab-
gelehnt. Dass eine Kontaktaufnahme zum Kreis nicht stattgefunden habe, wie das zwischen-
zeitlich berichtet worden sei, sei schlicht falsch. Er legt dar, dass sich die Quaranténe fir die
ersten Personen dem Ende nahere, weil man bereits vor zwei Wochen die ersten Tests durch-
gefuhrt und die Ergebnisse vorliegen habe. Vor Ende der Quarantane werde noch einmal ge-
testet und Uberpruft, ob die betreffenden Personen symptomfrei seien. Erst dann kénnten sie
aus der Quarantdne entlassen werden. Er gehe davon aus, das am Folgetag neun Personen

aus der Quarantane entlassen seien.

Zur Kasernenanlage legt Herr Wendt dar, dass diese im Jahr 1966 errichtet worden sei. Eine
Ldsung fur das Problem der Unterbringung kénne eine Anpassung der Bauleitplanung auf
kommunaler Ebene sein, um auf diesem Weg eine wohnliche Nutzung zu untersagen. Die
Bauleitplanung der Stadt Kellinghusen sehe zurzeit die Wohnnutzung in der Kaserne vor, al-
lerdings nur voribergehend, die dauerhafte Nutzung als Wohnanlage sei von der Stadt

Kellinghusen nicht zugelassen.

Abg. Baasch zeigt sich erfreut, dass man im Hinblick auf die Verbesserung der Wohnsituation
partei- und fraktionsuibergreifend an einem Strang ziehen wolle. Er spricht die EU-Entsende-
richtlinie an, zu der ihn die Stellungnahme des Landes interessiere, und erinnert an die Bera-
tungsstelle Faire Mobilitat, die vom Land zur Beratung von ausléndischen Arbeitnehmern ein-
gesetzt worden sei. Unabhangige Beratungsstellen wie diese sollten aus seiner Sicht in ihrer
Arbeit gestarkt werden, weil die Wahrnehmung von Missstanden und die Sensibilitat daftr
durch entsprechende Beratungsstellen erhdht werden kdnne, besonders, wenn diese Miss-
stande 6ffentlich gemacht und verfolgt wirden. lhn interessiert zudem, in welchem Rhythmus
beziehungsweise welcher Intensitéat die bereits aufgezahlten Betriebe kontrolliert worden seien
und in welcher Art und Weise die Kontrollen fortgesetzt wirden. Wenn die EU-Entsendericht-
linie umgesetzt werde, durften in der Zukunft die Kontrollen auch darauf abzielen, ob Lohnleis-
tungen fur Unterkunft abgezogen oder vorenthalten wirden. Das kénnte die Méglichkeiten fir
die Kontrollbehdrden erweitern, um die Fleischindustrie dazu zu bringen, flr faire Arbeitsbe-
dingungen und gute Arbeit zu sorgen. Er mdchte wissen, ob dhnliche Szenarien nicht nur in
der Fleischindustrie, sondern auch in anderen Branchen drohten, zum Beispiel in Paketverteil-

stationen oder Ahnlichem, und verweist auf die diesbeziigliche Presseberichterstattung.
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Minister Dr. Garg weist darauf hin, dass das federfihrende Haus fur die Entsenderichtlinie das
Wirtschaftsministerium sei. Fir die Landesregierung kdnne er garantieren, dass alles unter-
nommen werde, um zu erreichen, was schon in der Initiative der Arbeit- und Sozialminister-
konferenz Ausdruck des politischen Willens der Landesregierung gewesen sei. Die ASMK-
Initiative ziele grundsétzlich darauf ab, die strukturellen Verwerfungen abzustellen. Man habe
bewusst nicht nur auf die Fleischindustrie Bezug genommen, weil man davon ausgehen
musse, dass ahnliche Probleme im Zweifel auch bei ahnlichen Beschaftigungsrahmenbedin-
gungen auftreten kdnnten. Die Situation in dem von Abg. Baasch angesprochenen Paketver-
teilzentrum sei deshalb nicht ganz vergleichbar, weil die Mitarbeiter anders als in dem Beispiel
in Kellinghusen nicht in einer Sammelunterkunft untergebracht seien. Minister Dr. Garg unter-
streicht, dass es ausdrickliches politisches Ziel der Landesregierung sei, die Bundesregierung
dabei zu unterstitzen, mit dieser Form der Beschaftigung aufzuraumen und Regelungsliicken

konsequent zu schlie3en.

Zu den von Abg. Baasch angesprochenen Beratungsstellen legt Minister Dr. Garg dar, dass
eines der Probleme der Angebote sei, dass diese sehr wenig wahrgenommen wurden, weil
die Menschen Angst vor Repressalien hatten. Man misse sich zundchst Gedanken machen,
wie man insgesamt ein Klima schaffen kdnne, um die Menschen tber ihre Rechte aufzuklaren.
Diese Rechte seien ihnen haufig gar nicht bewusst. Ihm sei zugetragen worden, dass Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer die jetzt durchgefiihrten Testungen auf das Coronavirus als
Strafe wahrndhmen, besonders, wenn sie der deutschen Sprache wenig méchtig seien. Es
handle sich dabei aber um Arbeitnehmerschutz. Man misse nun ein Klima schaffen, in dem
Menschen ihre Rechte kennen wirden und durchzusetzen bereit seien. Dann seien auch Be-

ratungsangebote deutlich sinnvoller.

Frau Gebhardt, Mitarbeitern im Referat Arbeitsschutz, Arbeitsmedizin und Pravention in der
Arbeitswelt im Sozialministerium, legt dar, dass man 2018 und 2019 verstarkt mit der Kam-
pagne zur Uberwachung in Schlachthéfen begonnen habe. In diesem Zeitraum seien alle
Schlachthéfe mindestens einmal kontrolliert worden. Insgesamt habe 15 Betriebe Uberprift,
es handle sich dabei um alle Betriebe mit mindestens 50 bis 100 Mitarbeitern. Davor seien die
Betriebe anlassbezogen und in regelméaRigen Abstanden uberprift. Die Umsetzung der Hygi-

enekonzepte werde zeitnah kontrolliert.

Frau Dr. Marcic, stellvertretende Leiterin des Referats Offentlicher Gesundheitsdienst, Hygi-

ene, Infektionsschutz und umweltbezogener Gesundheitsschutz im Sozialministerium, legt zu
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dem DHL-Verteilzentrum in Neumdinster dar, dass zunachst ein Fall bekannt geworden sei.
Daraufhin habe das Gesundheitsamt umfanglich ermittelt und Untersuchungen veranlasst.
Von den tber 200 getesteten Personen seien 14 positiv getestet worden. Die Ermittlungsarbeit
des Gesundheitsamtes habe ergeben, dass es konkret in einem Arbeitsbereich zu der Uber-
tragung gekommen sei. Die positiv getesteten Personen seien aus dem Unternehmen heraus-
genommen und das ubliche Verfahren der Kontaktnachverfolgung angestof3en worden. Das
Ausmal} sei deshalb sehr unterschiedlich, weil auch die Kontakte untereinander nicht so eng
gewesen seien. Sie weist darauf hin, dass in Bad Bramstedt auch Ubertragungen auf3erhalb
des Wohnbereichs stattgefunden hatten, weil auch Personen infiziert worden seien, die nicht
in den Kasernengebauden wohnten. Es habe im Raum gestanden, ob moglicherweise die
Umgebungsbedingungen wahrend der Arbeit in Raumen mit niedrigen Temperaturen zur Ae-
rosolbildung beitragen hatten und die Ubertragung dadurch erleichtert werde. Bei DHL gebe

es andere Umgebungsbedingungen und abgrenzbarere Arbeitsplatze.

Frau Gebhardt legt dar, dass bei der Kampagne zur Uberpriifung der Schlachtbetriebe Ver-
stol3e festgestellt worden seien, die aber in der Summe eher geringfligig seien. Bei den soge-
nannten Systemkontrollen seien die Organisation und das Management kontrolliert worden,
sowohl die Papierlage als auch die Arbeitsplatze vor Ort. Die Papierlage sei in Ordnung ge-
wesen. Die Gespréche vor Ort mit den Beschaftigten und mit den Mitarbeitern der Beratungs-
stellen habe gezeigt, dass systematische Probleme vorlagen, zum Beispiel durch die Schwie-
rigkeit nachzuvollziehen, ob jede geleistete Stunde auch bezahlt werde. Die Arbeitszeiterfas-
sung erfolge manuell. - Minister Dr. Garg erganzt, dass Bestandteil der Initiative sei, eine ma-

nipulationssichere Zeiterfassung bei Betrieben ab einer bestimmten Grél3e durchzusetzen.

Abg. Pauls zeigt sich erschuttert darliber, wie lange es angesichts der Umstédnde gedauert
habe, die Offentlichkeit wachzuriitteln. Sie weist darauf hin, dass sich der Landtag bereits 2016
auf Initiative der SPD-Fraktion mit dem Thema befasst habe. Erschreckend sei, dass es ext-
remer Anlasse bedirfe, um Bewegung in die Sache zu bringen. Erfreut nehme sie zur Kennt-
nis, dass die Bundesregierung jetzt reagiere. Sie interessiert, ob bekannt sei, wie die Infektion
in Kellinghusen gestartet sei. Die vom Sozialausschuss durchgefiihrte Anhérung zum Thema
Arbeitsschutz und die entsprechenden Stellungnahmen erschienen nun in einem anderen
Licht. Dem Bericht habe man entnehmen kénnen, dass nur circa 2 % der Betriebe in Schles-
wig-Holstein Giberhaupt Gberprift wirden, was auch mit der Besetzung der StAUK zusammen-

hange. Abg. Pauls mdchte wissen, ob die Landesregierung gedenke, die bei der StAUK derzeit
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offenen Stellen bald zu besetzen beziehungsweise, ob gegebenenfalls sogar an eine Aufsto-

ckung der Stellen vonseiten der Landesregierung gedacht sei.

Minister Dr. Garg weist darauf hin, dass die jetzige Landesregierung sich in besonderer Weise
des Themas angenommen habe. Er kenne den Antrag der SPD-Fraktion aus dem Jahr 2016.
Die jetzige Landesregierung sei im November 2019 initiativ geworden. Im Verbund der Lander
mit sehr unterschiedlich zusammengesetzten Landesregierungen sei es gelungen, einen ein-
stimmigen Beschluss zu verabschieden. Dies hatte aus seiner Sicht in Berlin auch schon fri-
her aufgegriffen werden kénnen. Von Landerseite sage er dem Bundesarbeitsminister die volle
Unterstiitzung zu, die Initiative umzusetzen. Alle hatten auch unabhangig von der Pandemie

ein Interesse daran, dass die jetzt vorgeschlagenen Anderungen durchgesetzt wiirden.

Auf die Frage der Ausstattung der StAUK mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Abg. Pauls
eingehend, weist Minister Dr. Garg darauf hin, dass auch dieses Thema 2016 bereits ange-
stof3en worden und von der Landesregierung fortgesetzt worden sei, das Problem sei aber wie
in anderen Bereichen auch, qualifiziertes Personal zu finden. Es sei schwer vorherzusehen,
wie sich dies nach der Pandemie entwickeln werde. Spannend werde sein, wie schnell es
gelinge, die 100 Stellen, die das Land zur Kontaktnachverfolgung finanzieren wolle, zu beset-

zen.

Zur Frage der Abg. Pauls zum Indexpatienten legt Landrat Wendt dar, dass der fur den Kreis
friheste Zeitpunkt der Infektionen die Vorstellung von zwei Mitarbeitern mit Symptomen im
Klinikum Itzehoe gewesen sei. Nach der positiven Testung habe man vonseiten des Kreises

die Wohnanlagen aufgesucht.

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass man sich im Hinblick auf die Thematik des Arbeits-

schutzes noch in laufenden Anhdérungs- und Beratungsverfahren befinde.

Abg. Pauls unterstreicht, dass sie die politische Aktivitat nicht habe kritisieren wollen. Sie weist
auf die offentlichen Veranstaltungen zu dem Thema und die intensive Beschaftigung hin. Prob-
lematisch sei aus ihrer Sicht, dass das Thema jetzt in den Fokus der Offentlichkeit gerate, wo

die offentliche Gesundheit gefahrdet zu sein scheine.
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Abg. Harms weist auf das 2018 eingebrachte Wohnraumschutzgesetz hin, das darauf abge-
zielt habe, die Wohnraumsituation der Beschéftigten zu verbessern. Die Drucksache 19/721
des SSW sei aber abgelehnt worden. Damit hétte es direkt eine Handhabe fir die Kommunen
gegeben, um unmittelbar eingreifen zu kénnen. Ihn interessiert, wann mit Ergebnissen der
Testung der Mitarbeiter des Schlachthofs der Firma Danish Crown in Husum zu rechnen sei.
Er méchte dartber hinaus wissen, wann der Schlachthof seinen regularen Betrieb wieder auf-
nehmen kdnne. - Minister Dr. Garg legt dar, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter seien getestet
worden. Die Testergebnisse lagen deshalb zu unterschiedlichen Zeitpunkten vor, weil unter-

schiedliche Labore mit der Analyse betraut worden seien.

Landrat Wendt fihrt zum Anfahren des Schlachtbetriebes aus, dass er genaue Angaben dazu
nicht machen kdnne. Die Voraussetzungen musse - zustandigkeitshalber fir Bad Bramstedt -
der Kreis Segeberg abklaren. Die Kreise missten durch die Lebensmittelkontrollen, die durch
Kreismitarbeiter taglich durchgefihrt wirden, auch sicherstellen, dass ihre eigenen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter nicht erkrankten. Aufgrund der unterschiedlichen Testungen und zu
unterschiedlichen Zeitpunkten vorliegenden Ergebnissen wiirden die Mitarbeiter zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten aus der Isolation entlassen und an ihre Arbeitsstétten zurtickkehren.
Auch die Mitarbeiter, die bisher nicht positiv getestet worden seien, wirden weiterhin Uber-
wacht, um eine Virusausbreitung nachhaltig zu verhindern. Er beobachte mit Sorge, wie sich
die Bevolkerung vor Ort den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Schlachthéfe gegentber
verhalte. Kreis und Land hatten die Situation gut im Griff. Die Menschen vor Ort seien in gro3er
Sorge, dass die von der Landesregierung in Aussicht gestellten Lockerungen aufgrund von

Entscheidungen des Kreises zurtickgenommen werden kénnten.

Abg. Dr. Bohn bringt ihre Freude dartiber zum Ausdruck, dass von der Bundesebene signali-

siert worden sei, weitere Schritte in dem Bereich der Fleischindustrie zu unternehmen.

Auf eine Frage der Abg. Dr. Bohn zu Vorsichtsmaflinahmen der Bevdélkerung im Hinblick auf
Lieferungen durch Paketdienste legt Frau Dr. Marcic dar, dass diese Frage das Thema der
Ubertragung iber Oberflachen betreffe. Das Virus sei sehr instabil und halte sich schwer auf
Oberflachen, haufig trockne es einfach aus. Deshalb gehe von Gegenstanden wie Packchen

oder Briefen keine Gefahr aus.

Auf eine Frage der Abg. Dr. Bohn zu der Vorhaltung von Intensivkapazitaten erlautert Minister

Dr. Garg die derzeitige Lage in Schleswig-Holstein, die durch sehr wenige Infektionen gepragt
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sei. Kein einziger Kreis in Schleswig-Holstein erreiche die gemeinsam von den Bundeslandern
und der Bundesregierung festgelegte Grenze von 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnern.
Weil der R-Wert gerade in einem diinn besiedelten Gebiet wie Schleswig-Holstein sehr emp-
findlich auf leichte Schwankungen reagiere, sei es nicht sinnvoll, sich nur an einem Wert zu
orientieren. Kurz erlautert er noch einmal das Ampelsystem, das vorsehe, dass in der Pande-
mie grundsatzlich 15 % der intensivmedizinischen Betten gesperrt seien. Weitere 10 % muss-
ten innerhalb von 24 Stunden bereitgemacht werden kdnnen, Patienten aufzunehmen, sodass
man innerhalb von 24 Stunden 25 % der Intensivkapazitéaten zur Verfligung habe. Zum Hohe-
punkt der bisherigen Pandemie in Schleswig-Holstein hatten 53 Personen in Schleswig-Hol-
stein ein Intensivbett mit invasiver Beatmungsmaglichkeit benétigt. Am Ende lasse er sich gern
dafur kritisieren, zu schnell zu viel gemacht zu haben. Denkbar sei, dass dieser Vorwurf ir-
gendwann erhoben werde. Fir die Phase Grin wiurden 153 Betten freigehalten, dabei sei die
Reserve noch nicht einkalkuliert. Das Ampelsystem, das sich mittlerweile einige andere Lander
ebenfalls angesehen héatten, sei urspringlich entwickelt worden, um nach und nach elektive
Eingriffe hochzufahren. Gesundheitspolitisch sei es nicht sinnvoll, wenn wichtige Operationen
verschoben wirden und gleichzeitig Uber die Hélfte der Intensivkapazitaten frei sei. Das Am-
pelsystem sei urspriinglich entwickelt worden, um die Entwicklung im Blick zu haben und ent-
scheiden zu kdnnen, zu welchem Zeitpunkt elektive Behandlungen zugunsten von freizuhal-
tenden Intensivbetten gestoppt werden mussten. Er habe empfohlen, den Indikator der Inten-
sivkapazitaten zur Lagebetrachtung hinzuziehen, dem sei die Landesregierung insgesamt

auch gefolgt.

Auf eine Frage von Abg. Rathje-Hoffmann zu der Beférderung der Arbeiter legt Landrat Wendt
dar, dass er keine anderen Informationen habe als dass diese weiter mit Bussen stattfinden
solle. Der eigens eingestellte Busfahrer sei ebenfalls getestet worden, da auch er in der Un-

terkunft wohne.

Im Hinblick auf den Umgang miteinander in der Kasernenanlage legt Herr Wendt dar, dass
viele der Bewohner dankbar fiir die Tests gewesen seien. Viele Menschen seien verunsichert
gewesen. Es gebe nach wie vor taglich ein medizinisches Monitoring durch Pflegeteams, die
die Infizierten taglich in Augenschein ndhmen. Vom Kreis sei derzeit nicht geplant, Hygiene-

schulungen oder andere Verhaltenstrainings durchzufuhren.
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Abg. Baasch legt dar, dass in den Stellungnahmen zur Anhoérung deutlich werde, dass die
Menschen Angst hatten, ihre Rechte in Anspruch zu nehmen. Er regt an, die Rechte der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter zu starken und die Mitbestimmungsrechte auszubauen. Die un-
terschiedliche behdrdliche Zustandigkeit werde aus seiner Sicht vom Betrieb nicht nur billigend
in Kauf genommen, sondern bewusst ausgenutzt. Es dirfe nicht vom Mut des Einzelnen ab-
hangen, dass Rechte durchgesetzt wirden. Man durfe nicht fiir einen einzigen Arbeitnehmer
in Schleswig-Holstein akzeptieren, dass dieser Angste bei seiner Arbeit erleiden miisse. - Mi-
nister Dr. Garg hebt hervor, dass dies genau auch das Anliegen der Arbeits- und Sozialminis-
terkonferenz sei. Das Ansinnen der Kampagne der Landesregierung im Jahr 2018 sei auch
gewesen, Menschen lber ihre Rechte aufzuklaren. Es handele sich um ein strukturelles Prob-

lem, das auch strukturell gelost werden solle.

Auf eine Nachfrage des Abg. Bornhoft zu der Erlaubnis, die Kaserne zur voribergehenden
Wohnnutzung freizugeben, fuhrt Landrat Wendt aus, dass das voribergehende Wohnen so
zu verstehen sei, dass ein Hotelbetrieb auf dem Gelédnde erlaubt sei. Das Hotel habe eine
entsprechende Baugenehmigung. Die jetzt in Rede stehenden Anlagen seien auch als Mon-
teurunterkiinfte gedacht, das sehe sie Bauleitplanung der Stadt vor. Es handele sich dabei
nicht um dauerhaftes Wohnen mit einem Mietvertrag, wie das Ublicherweise verstanden

werde.

Der Vorsitzende bedankt sich, dass durch die Testung vor Ort die Missstédnde erst zutage

getreten seien. Dies zeige die Wichtigkeit von regelmafigen Tests.

Minister Dr. Garg bedankt sich ebenfalls fir die Zusammenarbeit mit den betroffenen Kreisen,

in denen die Mitarbeiter sehr engagiert gearbeitet hatten.

c) Situation in einer Langzeitpflegeeinrichtung in Rimpel

Minister Dr. Garg verweist einleitend auf seinen Bericht vom 24. April 2020 im Sozialaus-
schuss. Insgesamt habe es 16 Todesfalle vor Ort gegeben. Die Mitteilung vom zustéandigen
Gesundheitsamt des Kreises Stormarn vom 10. Mai laute, dass inzwischen fir alle ehemals
positiv getesteten Bewohnerinnen und Bewohner nun ein negatives Testergebnis vorliege. Am
10. Mai hatten sich noch zwei Pflegekrafte in hauslicher Quarantane befunden. Mit der Ein-

richtungsleitung und dem behandelnden Arzt sei vereinbart worden, dass im Rahmen der bis
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zum Vortag befristeten Quaranténe der Gesundheitszustand und dessen Entwicklung der Be-
wohner und der Pflegekrafte intensiv beobachtet werde. Bei Anzeichen von COVID-19 werde
das Gesundheitsamt unverziglich unterrichtet und, sofern keine neuen Erkrankungen auftra-
ten, werde die Quaranténe mit Ablauf des 13. Mai 2020 enden. Da die Voraussetzungen am
Vortag erfiillt gewesen seien, sei dies auch passiert. Die Einrichtung selbst werde weiterhin
eng begleitet, und zwar von der sogenannten Wohn-Pflegeaufsicht, vom Medizinischen Dienst
der Krankenkassen und dem Sozialministerium. Er gibt abschlieBend den Hinwels, dass die
Einrichtung mehrfach mit Lieferungen aus der strategischen Reserve fir persénliche Schutz-
ausrustung der Landesregierung unterstitzt worden sei. Offiziell gelte der Ausbruch damit als

beendet.

Auf eine Frage der Abg. Pauls zur Situation der freiberuflichen Hebammen kindigt Minister
Dr. Garg an, diese schriftlich zu beantworten (Umdruck 19/4162). Zur Situation in den Werk-
statten mit Menschen mit Behinderungen - eine weitere Frage der Abg. Pauls - leitet Minister
Dr. Garg seine Bemerkungen damit ein, dass richtig sei, dass man Menschen mit Behinderung
nicht mit hochbetagten Menschen in Langzeitpflegeeinrichtungen gleichsetzen kdnne. Trotz-
dem spreche die WHO bei Menschen mit Behinderung nach wie vor von besonders vulnerab-
len Gruppen, und zwar unabhangig vom Alter und den sonstigen bestehenden Vorerkrankun-
gen. Gleichzeitig miisse immer abgewogen werden, was zum Schutz der Menschen notwendig
und fur die Erhaltung derer kérperlichen und psychischen Gesundheit erforderlich sei. Vor die-
sem Hintergrund sei geplant, Werkstatten fir Menschen mit Behinderung ab dem 18. Mai 2020
jeweils orientiert an den Platzzahlen auf der Grundlage eines sogenannten einrichtungsindivi-
duellen Konzepts, das die Bedarfe der Menschen mit Behinderung ebenso wie die betriebli-
chen Erfordernisse berlcksichtige, wieder stufenweise zu 6ffnen. Dabei befinde sich das Mi-
nisterium in enger Abstimmung und teils schwierigen Gesprachen mit den jeweiligen Tragern.
In einem ersten Schritt solle die Betreuung von Menschen mit Behinderung wieder gestattet
sein, wenn die Zahl der hierflr genutzten Arbeits- und Betreuungsplatze etwa auf ein Viertel
der insgesamt zur Verfigung stehenden Platze beschrankt werde. Dabei handele es sich um
die erste Lockerungsstufe. In der ersten Phase sei beabsichtigt, dass Werkstattbeschéaftigten
der freiwillige Besuch in der Werkstatt ermdglicht werde. Das solle die Sicherheit schaffen,
dass eine Beschaftigung in der Werkstatt keine besonderen Infektionsgefahren nach sich
ziehe. Spéatestens mit einem eingeschrankten Regelbetrieb sollten Beschéftigte wieder ihre
Leistungen so in Anspruch nehmen kénnen, wie sie ihnen zustiinden. Im Bereich des Be-
suchsrechts seien in Einrichtungen der Eingliederungshilfe bereits mit Erlass vom 4. Mai Be-
suche erleichtert worden. Die Leistungserbringer hatten hier ein einrichtungsindividuelles Be-

suchskonzept zu erstellen, das entsprechende Hygiene-, Kontakt- und Abstandsregelungen
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sowie die Registrierung der Besucherinnen und Besucher enthalten misse. Auch hier finde
laufend im gesamten Prozess eine Abwagung zwischen dem Selbstbestimmungsrecht der
Menschen und den notwendigen MalRnahmen des Infektionsschutzes statt. Dabei werde auch
das Pandemiegeschehen laufend Uberwacht. Kurz erlautert er die unterschiedlichen Besuchs-
madglichkeiten. Es sei vorgesehen, in Stufen weitere Lockerungen auf den Weg zu bringen. Im
Hinblick auf Lockerungen in anderen Bereichen, zum Beispiel Restaurants, legt er dar, dass
Lockerungsmal3nahmen in diesen und anderen Bereichen nie gleichzeitig erfolgen kdnnten.
Insbesondere bei den Alten- und Pflegeheimen werde man (ber die gesamte Dauer der Pan-
demie mit besonderen Schutzmafl3nahmen arbeiten missen. Er bringt seine Hoffnung zum
Ausdruck, dass es nach dem ersten Schritt, der jetzt gegangen worden sei, gelinge, weitere

Schritte zu gehen, damit Menschen wieder besser mit ihren Angehorigen interagieren kdnnten.

Abg. Harms weist auf das Grundproblem der Hebammen hin, wenn diese ihr Gewerbe grund-

satzlich abmeldeten und damit aus dem System herausfielen.

Abg. Baasch spricht den Brief der Lebenshilfe an, der die Bedurfnisse einer Gruppe themati-
siere, die sich deutlich von den Bedurfnissen von Menschen mit Behinderung unterschieden.
Schwierig sei zum Beispiel, wenn Menschen nicht in der Lage seien zu sprechen und auf
taktile Reize angewiesen seien. Durch eine Plexiglasscheibe sei dies nicht moglich. Er regt
an, dass die Genehmigungsbehdrden mit den Einrichtungen sprechen sollten: In diesen und
ahnlich gelagerten Fallen misse deutlich abgewogen werden, welche Einschrénkungen wel-

che Schaden verursachten.

Minister Dr. Garg unterstreicht, dass es sich tatsachlich immer um eine Einzelfallentscheidung
handeln musse. In Abhangigkeit von der jeweiligen Situation missten bestimmte Dinge er-
mdglicht werden, analog zu den Einrichtungen fir Menschen mit Behinderung und den Lang-
zeitpflegeeinrichtungen fur hochbetagte Menschen. Zu berlcksichtigen miusse auch im Fall
von Menschen mit schwersten Behinderungen sein, welche Gefahren von Kontaktsperren fur

die psychische und kérperliche Gesundheit ausgingen.

Abg. Heinemann spricht die psychiatrische Versorgung von Menschen in der Pandemiesitua-
tion insgesamt an und schlagt vor, dies zum Thema einer der ndchsten Sozialausschusssit-

zungen zu machen.
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Auf eine Frage des Abg. Heinemann zum hohen Mehrbedarf der Maximalversorger gegenuber
klassischen Krankenh&usern legt Minister Dr. Garg dar, dass der hohere Bedarf insbesondere
durch die deutlich héheren Vorhaltekosten zu erklaren sei, die die Hauser der Maximalversor-
gung hatten. Wirden in den Maximalversorgern elektive Leistungen heruntergefahren, redu-
zierten sich deshalb nicht die Fixkosten. Das schlage sich deutlich anders auf das Budget
nieder als bei einem Grund- und Regelversorger, der nicht das Spektrum eines Maximalver-
sorgers biete und auch nicht dessen schiere Grof3e habe. Das gehe tbrigens auch den ande-
ren Maximalversorgern unabhangig von der Tragerstruktur sehr ahnlich. Ein weiterer Grund
bestehe darin, dass die Maximalversorger auf héhere Erlése aufgrund der Schwere der von
ihnen in der Regel behandelten Falle verzichten mussten. Er bietet an, die entsprechenden

Informationen systematischer fur den Ausschuss aufzubereiten.

Der Vorsitzende weist auf die gemeinsam mit dem Finanzausschuss geplante Sitzung des
Sozialausschusses am 11. Juni 2020 hin, bei dem auch ein vertraulicher Umdruck zu dem
Thema beraten werde. Gegebenenfalls kbénnten Dinge auch in der Sitzung am 4. Juni bereits

angesprochen werden, die in 6ffentlicher Sitzung beraten werden kdnnten.

Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis.
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2. Bericht zum Stand der Inklusion im schulischen Bildungsbereich

Bericht der Landesregierung
Drucksache 19/1913

(Uberwiesen am 21. Februar 2020 an den Bildungsausschuss und
den Sozialausschuss)

Der Ausschuss empfiehlt dem federfihrenden Bildungsausschuss einstimmig, dem Landtag
den Bericht der Landesregierung zur Annahme zu empfehlen. Er nimmt dartber hinaus in
Aussicht, Gber die im Bildungsausschuss ins Gesprach gebrachte Durchfiihrung eines Fach-

tags zu dem Thema in einer seiner nachsten Sitzungen weiter zu beraten.


http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/drucks/01900/drucksache-19-01913.pdf
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3. Verschiedenes

Abg. Heinemann spricht seinen Wunsch an, ndhere Informationen zum Infektionsschutzgesetz
beziehungsweise der Novelle auf Bundesebene zu erhalten. - Minister Dr. Garg verweist auf
einen Vermerk, der dem Ausschuss zugehen werde. Er legt dar, dass Schleswig-Holstein dem
Gesetz im Bundesrat zustimmen werde. Gemeinsam werde man einen Anderungsantrag im
Hinblick auf die Finanzierung der Maximalversorger einbringen, weil man der Auffassung sei,
dass die vereinbarte Tagespauschale von 560 € pro freigehaltenem Bett nicht ausreichen

werde. Der entsprechende Vermerk werde dem Ausschuss noch zugehen.

Der Vorsitzende, Abg. Kalinka, schlief3t die Sitzung um 15:45 Uhr.

gez. Werner Kalinka gez. Thomas Wagner
Vorsitzender Geschéfts- und Protokollfiihrer



	1.  Bericht der Landesregierung zum aktuellen Sachstand zum Coronavirus
	a) Situation von Schlachthofmitarbeitern
	b) allgemeine Entwicklung
	c) Situation in einer Langzeitpflegeeinrichtung in Rümpel
	2.  Bericht zum Stand der Inklusion im schulischen Bildungsbereich
	Bericht der Landesregierung
	Drucksache 19/1913


	3.  Verschiedenes

